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Susanne Linnenweber

Energiewende im Einklang mit der Natur  
– eine Herkulesaufgabe für die Regionalplanung

Umweltschutz für eine lebenswerte Zukunft

Im Mai vergangenen Jahres fand die  
Anhörung zum Teilregionalplan Energie 
Nordhessen statt. Insgesamt 15.000 Ein-
wendungen gingen beim Regierungspräsi-
dium ein, die erfasst, geprüft und bewertet 
wurden. Sie gehen nun in die Beschluss-
vorlagen an die Regionalversammlung ein. 
In der Sitzung am 17. November 2014 
sind sodann die Weichen für die erneute, 
zweite Offenlegung Anfang 2015 gestellt. 
Zu dem geänderten Textentwurf, wie auch 
zur angepassten Flächenkulisse, können 
dann wiederum Anregungen, Bedenken 
und Hinweise von Fachbehörden, Kom-
munen, anderen Planungsträgern und 
Bürgern eingebracht werden.

Die Bearbeitung der zahlreichen Stellung-
nahmen und Beratung in den Gremien 
der Regionalversammlung hat mehr Zeit 
in Anspruch genommen, hauptsächlich 
aufgrund der nochmaligen Abstimmung 
mit den Erfordernissen der Bundeswehr 
und dem Einbeziehen eines verfeinerten 
Avifauna-Konzeptes der Fachbehörde 
beim Regierungspräsidium. Des Weiteren 
wurden auch die Vorgaben des geänderten 
Landesentwicklungsplanes (LEP 2013) 
zur Windenergieplanung mit einbezogen 
und entsprechend mit dem Fachministe-
rium und den hessischen Nachbarpla-
nungsregionen harmonisiert. Unter an-
derem betrifft dies das Avifauna-Konzept 
sowie das Festhalten sowohl an der Min-
destwindgeschwindigkeit, als auch an den 
gewählten Mindestsiedlungsabständen. 
Ferner ist bei der Ausweisung der Vor-
ranggebiete keine Unterscheidung in 
Planung und Bestand mehr vorgesehen, 
d. h. das Repowering bestehender Anla-
gen ist nur dort zulässig, wo die Flächen 
den allgemeinen Kriterien entsprechen. 
In der Region besteht Konsens darüber, 
dass zur Rechtssicherheit der Planung 
nach einem allgemein und durchgängig 
anzuwendenden Kriterienrahmen vorzu-
gehen ist, so dass sich „interessensgesteu-
erte (Einzel-)Lösungen“ verbieten. 

Mit den Entschließungen und Vorgaben 
für eine langfristig funktionierende nach-
haltige Energieversorgung sind durch 
den hessischen Energiegipfel (November 
2011) parteiübergreifende Leitlinien für 
den Planungsprozess vorgegeben worden. 
Diese wurden durch die regionalen Ener-
giekonzepte, landesweite Gutachten (Wind-
geschwindigkeit, Avifauna, Fledermäuse 
etc.), die Handlungsempfehlungen und 
Erlasse (insbesondere  „Berücksichtigung 
der Naturschutzbelange bei der Planung 
und Genehmigung von Windenergiean-
lagen in Hessen“) und schließlich die 
Änderung des Landesentwicklungsplanes 
2013 weiter konkretisiert. 
 
Danach sind mindestens zwei Prozent 
der Landesfläche – auch und gerade im 
Wald – vorzuhalten, um die Nutzung der 
Windenergie auszubauen. In der Planungs-
region Nord- und Osthessen sind dies 
etwa 16.500 ha. Nur dort könnten dann 
insgesamt 800 – 1.000 Windkraftanlagen 
errichtet und etwa 60 % des zukünftigen 
Strombedarfs in der Region gedeckt wer-
den. 

Aufgrund der Ausschlusswirkung wird 
nur in diesen Gebieten eine Beantragung 
von Baurecht für die Errichtung von 
WKA zulässig sein. Außerhalb der Ge-
biete würde schon der immissionsschutz-
rechtliche Bauantrag untersagt werden 
müssen. 

Planungsprozess

Bereits durch die Vorgehensweise bei der 
Bestimmung der Gebiete ist die Umwelt-
verträglichkeit und die Vereinbarkeit ge-
rade auch mit naturschutzfachlichen Vor-
gaben gewährleistet. Die Anwendung des 
abgestimmten Kriterienkatalogs, differen-
ziert nach harten und weichen Ausschluss-
gründen und ergänzt um die Aspekte der 
Einzelfallprüfung, führt zu einer ausrei-

chenden und nachhaltigen Sicherung der 
wichtigsten Schutzgüter Mensch / Ge-
sundheit, Flora / Fauna, Wasser, Boden, 
Klima / Luft, Landschaft und kulturelles 
Erbe. 
Auf Basis der ertragreichen, geeigneten 
Flächen (Windgeschwindigkeit über 
5,75 m / sec) wurden im Wege der Ver-
schneidung flächendeckend und schritt-
weise die harten und weichen Tabukrite-
rien über die gesamte Planungsregion 
Nordhessen gelegt und überprüft, soweit 
sie digital zur Verfügung stehen, verglei-
che Ausschnitte Raum Kassel. Die üb-
rigen sind in einem kartographischen 
Detailprüfungsprozess ermittelt und bei 
Bedarf mitsamt den erforderlichen Puf-
ferzonen ausgeschieden worden. Die 
Kartenauszüge geben einen Eindruck 
vom Entstehungsprozess. Die Schritte 
sind auf der Internetseite des Regierungs-
präsidiums gut nachvollziehbar in einem 
sogenannten Ebenen-pdf dokumentiert 
(www.rp-kassel.de, rechte Leiste Button 
„Teilregionalplan Energie Nordhessen“.

Windenergieanlagen erzeugen im Be-
trieb, insbesondere durch die Rotordre-
hung, verschiedene optische und akus-
tische Emissionen. Die Einhaltung von 
Abständen zwischen der Windenergie- 
und der Wohnnutzung zur Vermeidung 
von daraus resultierenden Beeinträchti-
gungen des Menschen erscheint daher 
geboten. In der Rechtsprechung wird da-
von ausgegangen, dass bei Einhaltung 
eines Abstands von mindestens der drei-
fachen Anlagenhöhe keine optisch be-
drängende Wirkung durch WEA mehr 
eintritt. Bei einer aktuellen Anlagenhöhe 
von rund 200 m ergibt sich daraus ein 
Mindestabstand von 600 m als hartes  
Tabukriterium. 
Aus Vorsorgegründen geht der LEP 2013 
über diesen Abstand hinaus und legt 
einen Mindestabstand von 1.000 m zu 
Wohnsiedlungsflächen fest. Damit soll 
der Schutz der Bevölkerung vor nega-
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ist (umfängliche Siedlungserweiterungen, 
Gewerbegebiete mit in neuerer Zeit 
großmaßstäblichen Logistikhallen, band-
förmige Infrastruktureinrichtungen, Wie-
derbewaldung etc.).

Hinsichtlich des Denkmalschutzes wird 
für den innerörtlichen Ensembleschutz 
der generelle 1.000 m – Siedlungsabstand 
angewandt, da eine mögliche direkte Be-
troffenheit erst aus der konkreten Stand-
ortplanung ableitbar ist. In analoger An-

schutzes. Auf der groben Ebene des Regio-
nalplanes führen beispielhafte Visualisie-
rungen häufig zu verschiedenen Mei-
nungsbildern und eher subjektiven 
Einschätzungen. Sie erwecken auch den 
falschen Eindruck, dass die schöne Aus-
sicht an sich geschützt sei. Dies ist aber, 
mit Blick auf die Veränderungen in un-
serem Umfeld, sonst auch nicht der Fall, 
zumal das Landschaftsbild seit dem Be-
ginn der Industrialisierung einem per-
manenten Wandel unterworfen war und 

tiven Umwelteinwirkungen sichergestellt 
werden. Insbesondere die Einhaltung der 
nächtlichen Immissionsrichtwerte der 
TA Lärm ist damit in der Regel gewähr-
leistet, aber auch Belastungen durch 
Schattenwurf, Lichtreflexe und Infraschall 
können weitestgehend ausgeschlossen 
werden. 

Für Einzelbebauungen im Außenbereich 
bzw. Streusiedlungen, die im Regional-
plan Nordhessen nicht dem Siedlungsbe-
stand zugeordnet sind, gilt der 600 m 
Abstand zur Verhinderung einer optisch 
bedrängenden Wirkung analog zu den 
geschlossenen Siedlungsbereichen. Da 
gemäß TA Lärm für eine Wohnnutzung 
im Außenbereich aber höhere Grenz-
werte (z. B. für Mischgebiete) anzusetzen 
sind als in reinen oder allgemeinen 
Wohngebieten des geschlossenen Sied-
lungsbereichs, wird auf einen erweiterten 
Abstandspuffer verzichtet. 
Die festgelegten Abstände werden auch 
für grenznahe Siedlungsflächen außer-
halb der Planungsregion Nordhessen an-
gewendet. Detailaspekte z. B. des Lärm-
schutzes und der Verhinderung unzumut-
barer Belastungen durch Schlagschatten 
werden im immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren durch die kon-
krete Standortwahl geklärt.

Die Forderungen nach Abständen zur 
Wohnbebauung zielen auf eine generelle 
Verdopplung auf 2.000 bis zu 3.000 Meter 
oder einen variablen Abstand entspre-
chend dem 10-fachen der jeweiligen An-
lagenhöhe ab. Regionalplanerisch wurde 
ein 1000 m-Abstand bzw. ein 600 m Ab-
stand zur Bebauung im Außenbereich 
festgelegt, der sich an den bau- und im-
missionsschutzrechtlichen Werten orien-
tiert. Generell wird davon ausgegangen, 
dass bei Einhaltung eines mindestens 
3-fachen Abstands der Anlagenhöhe keine 
optische Bedrängung wie auch keine Be-
einträchtigung durch Lärm oder Schat-
tenwurf mehr vorliegt. Im Übrigen wer-
den diese Belange im konkreten Fall später 
im Genehmigungsverfahren anhand von 
detaillierten, vorhabenbezogenen Unter-
lagen eingehend und parzellenscharf ge-
prüft.

Gleiches gilt für die sensiblen Fragen  
des Landschaftsbildes und des Denkmal-
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Abb. 1: Siedlungsstrukturelle und infrastrukturelle Ausschlusskriterien – Ausschnitt 
Raum Kassel  : 
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Gebiete / Flächen dienen dem Schutz und / 
oder der Entwicklung ihres biotischen 
Inventars sowie der entsprechenden Stand-
ortvoraussetzungen, bauliche Anlagen 
stehen dem regelmäßig entgegen.

Gemäß § 24 BNatSchG und den Vorgaben 
aus dem LEP 2013 erfolgt ein Ausschluss 
des Nationalparks Kellerwald-Edersee als 
dem einzigen Nationalparks Hessens ent-
sprechend seiner Schutzzwecke und auch 
aus Gründen der nationalen Bedeutung.
Mit dem benachbarten Naturschutz-
großprojekt Kellerwald-Region fördert 
das Bundesamt für Naturschutz eine na-
tional bedeutende Landschaft als Beitrag 

werden von vornherein die naturschutz-
fachlich wertvollsten und schützens-
wertesten Flächen von einer Windener-
gienutzung ausgenommen. Gestützt wird 
diese Annahme auch dadurch, dass sich 
umgekehrt in der regionalplanerischen 
Kategorie „Vorranggebiet für Natur und 
Landschaft“ keine Ausweisungen finden.

Gemäß der §§ 23, 28 und 29 Bundesnat
urschutzgesetzes(BNatSchG) sowie den 
Vorgaben aus dem LEP 2013 erfolgt ein 
Ausschluss von Naturschutzgebieten / Na-
turdenkmalen / geschützten Landschafts-
bestandteilen entsprechend der Maßstabs-
ebene des Regionalplans (ab 5 ha). Diese 

wendung des LEP 2013 zu den Welter-
bestätten in den anderen Planungsregionen 
wird auch das von der UNESCO im Mai 
2013 neu aufgenommene Weltkulturer-
be  Bergpark Wilhelmshöhe samt seiner 
Kernfläche von einer Windenergienut-
zung ausgeschlossen, d. h. im gesamten 
sichtbaren Umfeld des Herkules (Blick-
richtung auf den Herkules) sind keine 
Vorranggebiete geplant.

Bei den naturschutzfachlichen Belangen 
kommt es naturgemäß relativ häufig zu 
Überlagerungen von Schutzgebietsaus-
weisungen bzw. dem Vorhandensein von 
Schutzansprüchen aufgrund avifaunis-
tischer Vorbehalte. Hierzu wurde in 2014 
in Ergänzung und Konkretisierung des 
landesweiten Gutachtens ein Avifauna-
konzept seitens der Oberen Naturschutz-
behörde erstellt. 
Die regionalplanerische Prüfung der Ar-
tenschutzbelange kann sich nur auf die 
windkraftrelevanten Arten beziehen, deren 
Vorkommen möglichst flächendeckend 
und umfassend dokumentiert sind. Dies 
betrifft überwiegend die Avifauna und in 
begrenztem Umfang auch Fledermäuse 
– hier ist der Kenntnisstand aber insge-
samt deutlich lückenhafter. Spezielle Art-
gutachten, insbesondere auch für nicht 
windkraftrelevante Arten sowie die am 
Boden lebende Arten, sind im späteren 
Genehmigungsverfahren unverzichtbar 
und können im konkreten Einzelfall 
auch zu einer eingeschränkten Umsetz-
barkeit eines Vorranggebietes bzw. zum 
Verzicht auf geplante Anlagenstandorte 
führen.
Gemieden werden sollen neben den Aus-
schlussgebieten des Naturschutzes ent-
sprechend dem LEP und den Beschlüssen 
der Planungsversammlung die Bereiche 
mit einem sehr hohen und hohen Kon-
fliktpotenzial für kollisionsgefährdete und 
besonders störungsempfindliche Vogel-
arten.
Der Planungsgrundsatz, Vorranggebiete 
für Windenergienutzung nur in unter 
naturschutzfachlichen Aspekten mög-
lichst unkritischen Bereichen auszuwei-
sen, wird im Sinne einer großflächigen 
Alternativenprüfung durch die Anwen-
dung der naturschutzfachlich bestimmten 
Ausschlusskriterien (wie z. B. National-
park, Naturschutzgebiete, weite Teile der 
Landschaftsschutzgebiete) erfüllt. Damit 
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Abb. 2: Naturschutz- und forstfachliche Ausschlusskriterien 
– Ausschnitt Raum Kassel 
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birge, Burgwald, Kellerwald und Hess. 
Rhön: Für diese wird eine Einzelfallprü-
fung der ermittelten Suchraum-Flächen 
durchgeführt, da nicht flächendeckend 
in allen Teilbereichen ein Konflikt zwi-
schen der Windenergienutzung und dem 
Schutzzweck des jeweiligen VSG ange-
nommen werden muss. Allerdings steht 
eine etwaige Inanspruchnahme unter dem 
Vorbehalt einer Alternativenprüfung: 
Erst bei Verfehlung des 2 %-Ziels mit au-
ßerhalb der Natura-2000-Flächenkulisse 
gelegenen Gebieten kann eine Auswei-
sung im Regionalplan erfolgen.

Die weiteren Aspekte der Avifauna wer-
den im Rahmen der Einzelfallprüfung 
berücksichtigt. Grundlage für die regio-
nalplanerische Abwägung sind die lan-
desweiten Gutachten – unter Berücksich-
tigung des Avifaunakonzeptes der Oberen 
Naturschutzbehörde – sowie die Vorgaben 
des Leitfadens, einzelne Konflikte mit 
Artvorkommen im Bereich der Vorrang-
gebiete der artenschutzrechtlichen Aus-
nahmeregelung zuzuführen, sofern Ver-
meidungs- und Minimierungsmaß-
nahmen im Einzelfall nicht greifen 
sollten. Voraussetzung dafür ist, dass im 
Rahmen der Alternativenprüfung vorab 
die konfliktärmsten Gebiete ermittelt 
worden sind. Davon kann im Rahmen 
des 2 %-Ziels vor dem Hintergrund der 
schrittweisen Vorgehensweise unter maß-
geblicher Berücksichtigung der genann-
ten Gutachten und der engen Abstim-
mung mit der Fachbehörde ausgegangen 
werden, wobei dies nicht im Sinne einer 
Vermeidung jeglichen Konfliktfalles zu 
verstehen ist (konfliktarm bedeutet nicht 
konfliktfrei).
Für eine pauschale Freihaltung sämt-
licher Landschaftsschutzgebiete (LSG) 
von Windenergieanlagen  liegen keine 
rechtlich zwingenden Gründe vor, auch 
der LEP 2013 verlangt keinen Ausschluss. 
Allerdings sollen LSG mit Biotopschutz- 
und / oder -verbundfunktion aus Vorsorge-
gründen als weiches Ausschlusskriterium 
für eine Windenergienutzung ausgeschlos-
sen werden. In diesen Gebieten, die im 
Übrigen im Regionalplan Nordhessen 
auch eine Ausweisung als Vorranggebiet 
für Natur und Landschaft begründen, ist 
ein besonderer Schutz von Natur und 
Landschaft zur Erhaltung und Wieder-
herstellung der Leistungsfähigkeit des 

Rothaargebirge sowie im großflächigen 
FFH-Gebiet Werra-Wehretal identifi-
zierten Flächen hinaus weitere Vorrang-
gebiete zu ermitteln. Damit stehen auch 
für viele bedrohte Arten flächenhafte und 
zusammenhängende Rückzugsgebiete zur 
Verfügung.

FFH-Gebiete dienen der langfristigen 
Erhaltung bzw. Entwicklung von euro-
paweit geschützten Lebensräumen und 
Arten. Die Zulässigkeit von Eingriffen in 
diese Gebiete ist an die Erfüllung strenger 
Anforderungen geknüpft und erfordert 
einen hohen Untersuchungs- und Prüf-
aufwand. Dementsprechend schreibt 
auch der Leitfaden zur „Berücksichti-
gung der Naturschutzbelange bei der 
Planung und Genehmigung von Wind-
kraftanlagen in Hessen“ vor, dass Flächen 
der Natur-2000-Gebietskulisse erst bei 
Nicht-Erreichung des 2 %-Ziels für eine 
Windenergienutzung in Anspruch ge-
nommen werden dürfen. Vor diesem 
Hintergrund und angesichts des – auch 
unter finanziellen Aspekten – hohen Ge-
nehmigungsaufwands ist von der Pla-
nungsversammlung Nordhessen die über-
wiegende Mehrzahl der FFH-Gebiete als 
weiches Ausschlusskriterium festgelegt 
worden. 
Einzige Ausnahme bildet das großflächige 
FFH-Gebiet „Werra- und Wehretal“, das 
wegen seiner Größe (rund 24.482 ha) und 
hinsichtlich der vorrangigen Erhaltungs-
ziele nicht pauschal für eine Windener-
gienutzung ausgeschlossen werden kann 
und für das bislang keine vollständige 
Kartierung der Lebensraumtypen vor-
liegt. In einer Einzelfallprüfung im Rah-
men eines speziell erstellten Gutachtens 
ist hier für die ermittelten Suchräume 
eine Vorabeinschätzung der Verträglich-
keit mit den Erhaltungszielen durchge-
führt worden.

Die relativ kleinräumigen Vogelschutz-
gebiete (VSG) für Offenlandarten und 
Wasservögel sind aufgrund der Wind-
kraftrelevanz ihres spezifischen Arten-
spektrums ebenfalls pauschal von einer 
Windenergienutzung ausgenommen, da 
in keinem Fall eine erhebliche Beein-
trächtigung der Erhaltungsziele ausge-
schlossen werden könnte.
Anders im Fall der sechs großflächigen 
VSG Riedforst, Knüll, Hess. Rothaarge-

zum Schutz des nationalen Naturerbes 
und zur Erfüllung übernationaler Natur-
schutzverpflichtungen. Die Zielsetzungen 
des Projektes liegen u. a. im Erhalt eines 
der bedeutendsten Buchenwaldkomplexe 
in Deutschland und einer vielgestaltigen 
Kulturlandschaft mit herausragenden 
Lebensräumen. Aus diesen Gründen hat 
die Regionalversammlung Nordhessen 
beschlossen, auch diesen Bereich von 
einer Windenergienutzung freizuhalten.

Entsprechend den Vorgaben des LEP 
2013 werden die Kernzone sowie die 
Pflegezone A im hessischen Teil des Bio-
sphärenreservats Rhön nicht für eine 
Windenergienutzung in Anspruch ge-
nommen. Das Biosphärenreservat ist Teil 
des UNESCO-Programms „Man and 
Biosphere“. Dieses zielt in eher struktur-
schwachen Regionen auf eine ökono-
mische Entwicklung, die unter Berück-
sichtigung spezifischer, historisch ge-
wachsener Potenziale im besonderen 
Einklang steht mit dem naturräumlichen 
Kapital. Die Nutzung regenerativer En-
ergie steht zwar grundsätzlich mit diesen 
Zielen in Einklang, aufgrund der tech-
nischen Ausprägung von Windenergie-
anlagen ist allerdings ein Ausschluss in 
der Kernzone sowie der Pflegezone A ge-
rechtfertigt. Diese unterliegen im Übrigen 
zusätzlichem naturschutzrechtlichem Schutz 
als NSG, FFH-Gebiet o. ä. und / oder 
dienen zumindest als Pufferzonen zu die-
sen Gebieten. 

Der vereinzelt kritisierte Ansatz, auch die 
Natura-2000-Gebietskulisse weitgehend 
für einer Windenergienutzung auszu-
nehmen, dient der naturschutzfachlichen 
Konfliktminimierung und steht darüber 
hinaus im Einklang mit der vorgeschrie-
benen planerischen Vorgehensweise des 
naturschutzfachlichen Leitfadens der Lan-
desregierung. Danach sollen diese Gebiete 
erst dann für eine Windenergienutzung 
in Anspruch genommen werden, wenn 
das Ziel ca. 2 % der Regionsfläche für 
Windenergienutzung zur Verfügung zu 
stellen, deutlich verfehlt wird. Da aktuell 
davon auszugehen ist, dass in der Pla-
nungsregion Nordhessen dieses Ziel 
wenn auch knapp erreicht werden kann, 
besteht derzeit kein erkennbarer Hand-
lungsbedarf, über die einzelnen in den 
großräumigen VSG Knüll und Hess. 
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fallprüfung offen. Im Fall der Auswei-
sung eines Vorranggebietes in einem LSG 
bleibt auf Ebene der Anlagengenehmi-
gung im BImSch-Verfahren die Entlas-

NSG und / oder FFH-Gebiet ausgewie-
senen Kernflächen. 
Die übrigen LSG, teilweise mit sehr alten 
LSG-Verordnungen, stehen der Einzel-

Naturhaushalts oder der Nutzungsfähig-
keit der Naturgütern vorgesehen. In vie-
len Fällen dienen diese Gebiete auch als 
Schutzpuffer bzw. Abrundung von als 

Abb. 3: Ausschnitt Teilregionalplan Energie Nordhessen 2013 – Landkreis / Stadt Kassel, Stand 2. Offenlegung 
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sichtigung von Umfassung, reduziert oder 
entfallen. 
Die regionalplanerische Festsetzung von 
„Vorranggebieten zur Windenergienut-
zung“ mit der Konzentration im Außen-
bereich und dem Ausschluss von Wind-
energieanlagen außerhalb dieser Räume 
ermöglichen eine flächensparende und 
effiziente Umsetzung der angestrebten 
Ziele der Energiewende. Dabei bedarf es 
weiterhin einer objektiven, nachvollzieh-
baren und angemessenen Abwägung aller 
Belange um den Einklang von Ökono-
mie; Versorgungssicherheit und Ökolo-
gie zu erreichen.

Kontakt

Regierungspräsidium Kassel
21 Regionalplanung 
Bau- und Wohnungswesen, Wirtschaft 
Susanne Linnenweber
Telefon: 0561 106-3126
E-Mail: susanne.linnenweber@rpks.hessen.de

mitteln. Dabei sind Ausgleichsmaß-
nahmen durch Wiederaufforstungen, 
aber auch die grundsätzlich waldscho-
nende Standortwahl (vorrangig Wind-
wurfflächen, sonstige Blößen, schwach-
wüchsige Flächen und Nadelforste) noch 
abzuziehen

Fazit / Ausblick

Mit Blick auf die Erreichung der Auswei-
sung von 2 % der Planungsregion sind 
die Spielräume für eine Änderung der 
Flächenkulisse (Aufnahme, Entfall und 
Veränderung) für die anstehende 2. Of-
fenlegung relativ gering. Gleichwohl 
werden aufgrund der Erkenntnisse aus 
der ersten Beteiligung und weiterer Fach-
informationen (teilweise auch aus lau-
fenden BImSch-Verfahren) Vorschläge für 
die Anpassung von Flächenausweisungen 
gemacht. Der Vorschlag für die geänderte 
Flächenkulisse ergibt sich aus der Auf-
nahme weiterer Flächen, insbesondere 
nach Vorlage von (testierten) Windgut-
achten und wegen Entfallen von vorher 
zu berücksichtigenden Hinderungsgrün-
den (z. B. Vorbehalte Bundeswehr, Flug-
sicherung und verfeinertes Avifauna-
Konzept sowie das Sondergutachten zum 
FFH-Gebiet Werra-Wehretal). Umge-
kehrt werden Flächenausweisungen aus 
denselben Aspekten, nebst der Berück-

sung aus dem Landschaftsschutzgebiet 
erforderlich.

Auch wenn Wald in Hessen und damit 
der Planungsregion Nordhessen grund-
sätzlich für die Windenergienutzung of-
fensteht, sind entsprechend der spezi-
fischen Schutz-, Nutz- und Wohlfahrts-
funktionen des Waldes Differenzierungen 
erforderlich. So erfolgt gemäß § 17 Hess. 
Waldgesetz bzw. der Vorgaben des LEP 
2013 ein Ausschluss von Schutz-, Bann- 
und Erholungswald als hartes Tabu-Kri-
terium. Auf der Basis des Datenmaterials 
aus der Forstlichen Einrichtung (sogenannte 
FENA-Daten) werden aus Vorsorgegrün-
den verschiedene forstfachliche Tatbe-
stände ausgenommen, die bei Inan-
spruchnahme zu Nutzungskonflikten 
mit der Windenergie führen würden. So 
sind z. B. durch die Kategorisierung 
„Wald mit Bodenschutzfunktion“ vor-
rangig stark geneigte Hangbereiche ge-
kennzeichnet, die für einen Bau von 
Windrädern in der Regel ungeeignet sind. 
Um ein verbreitetes Missverständnis zu 
klären: Die Größe eines Vorranggebietes 
entspricht nicht der tatsächlichen Wald-
inanspruchnahme. Der befürchtete „Wald-
verlust“ beträgt durchschnittlich 0,5 ha 
pro Windrad (inklusive Erschließung), 
d. h. bei rechnerisch maximal 1.000 WEA 
(realistisch ist eine deutlich geringere 
Zahl) wäre eine Fläche von 500 ha zu er-

Legende zu Abb. 3
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